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genommen und die aus der Anlage 2 ersichtlichen Änderungen vor- 
geschlagen. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ergibt sich aus der Anlage 3. 
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Blüdier 
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Anlage 1 


Entwurf eines Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes (VwVG.) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


kungsanordnung eingeleitet; eines vollstreck- 
baren Titels bedarf es nicht. 


ERSTER ABSCHNITT 
Vollstreckung wegen Geldforderungen 
§ 1 

Vollstreckbare Geldforderungen 

(1) Die öffentlich-rechtlichen Geldforde- 
rungen des Bundes und der bundesunmittel- 
baren juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts (Behörden) werden nach den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes im Verwaltungswege 
vollstreckt. 

(2) Ausgenommen sind solche öffentlich- 
rechtlichen Geldforderungen, die Im Wege 
des Parteistreites vor den Verwaltungs- 
gerichten verfolgt werden oder für die ein 
anderer 4lechtsweg als der Verwaltungsrechts- 
weg begründet ist. 

(3) Die Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung, des Sozialversicherungsrechts ein- 
schließlich der Arbeitslosenversicherung und 
der Justizbeltreibungsordnung bleiben un- 
berührt. 

§ 2 

Vollstreckungsschuldner 

(1) Als Vollstreckungsschuldner kann in 
Anspruch genommen werden: 

a) wer eine Leistung als Selbstschuldner 
schuldet; 

b) wer für die Leistung, die ein anderer 
schuldet, persönlich haftet. 

(2) Wer zur Duldung der Zwangsvoll- 
streckung verpflichtet Ist, wird dem Voll- 
streckungsschuldner gleichgestellt, soweit die 
Duldungspflicht reicht. 


(2) Voraussetzungen für die Einleitung 
der Vollstreckung sind: 

a) der Leistungsbescheid, durch den der 
Schuldner zur Leistung aufgefordert wor- 
den ist; 

b) die Fälligkeit der Leistung; 

c) der Ablauf einer Frist von einer Woche 
seit Bekanntgabe des Leistungsbescheides 
oder, wenn die Leistung erst danach fällig 
wird, der Ablauf einer Frist von * einer 
Woche nach Eintritt der Fälligkeit. 

(3) Vor Anordnung der Vollstreckung soll 
der Schuldner ferner mit einer Zahlungsfrist 
von einer weiteren Woche besonders gemahnt 
werden. 

(4) Die Vollstreckungsanordnung wird 
von der Behörde erlassen, die den Ansprudi 
geltend machen darf. 

§ 4 

Vollstreckungsbehörden 

Vollstreckungsbehörden sind: 

a) die von einer obersten Bundesbehörde im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern bestimmten Behörden des be- 
treffenden Verwaltungszweiges; 

b) die Vollstreckungsbehörden der Bundes- 
finanzverwaltung, wenn eine Bestimmung 
nach Buchstabe a nicht getroffen worden 
ist. 


§ 5 


§ 3 

Vollstreckungsanordnung 

(1) Die Vollstreckung wird gegen den 
V ollstreckungsschuldner durch V ollstrek- 


Anzuwendende V ollstreckungsvorschriften 

Das Verwaltungszwangsverfahren und der 
Vollstreckungsschutz richten sich nach den 
Vorschriften der Reichsabgabenordnung 
(§§ 325 bis 373, 378 bis 381). 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Erzwingung von Handlungen, Duldungen 
oder Unterlassungen 


§ 6 


Zulässigkeit des Verwaltungszwanges 


(1) Der Verwaltungsakt einer Behörde 
(§ 1 Abs. 1), der auf die Herausgabe einer 
Sache oder auf die Vornahme einer Hand- 
lung, die nicht in einer Geldleistung besteht, 
oder auf Duldung oder Unterlassung ge- 
richtet ist, kann mit den Zwangsmitteln nach 
§ 9 durchgesetzt werden, wenn er unanfecht- 
bar ist oder wenn seine sofortige Vollzieh- 
barkeit angeordnet oder wenn dem Rechts- 
mittel keine aufschiebende Wirkung bei- 
gelegt ist. 

(2) Der Verwaltungszwang kann ohne 
vorausgehenden Verwaltungsakt angewendet 
werden, wenn der sofortige Vollzug zur 
Sicherung oder zum Schutze der Verwaltung 
oder zur Verhinderung strafbarer Handlun- 
gen oder zur Abwendung einer drohenden 
Gefahr notwendig ist und die Behörde hier- 
bei innerhalb ihrer gesetzlichen Befugnisse 
handelt. 


§ 7 


V ollzugsb ehörden 

(1) Ein Verwaltungsakt wird von der Be- 
hörde vollzogen, die ihn erlassen hat. Dies 
gilt auch bei Beschwerdeentscheidungen. 

(2) Bei sofortigem Vollzug (§ 6 Abs. 2) 
ist die Behörde der untersten Verwaltungsstufe 
zuständig. Diese Behörde kann auch im Falle 
des Absatzes 1 für den Einzelfall oder allge- 
mein mit dem Vollzug beauftragt werden. 


b) Zwangsgeld (§ 11), 

c) unmittelbarer Zwang (§ 12). 

(2) Das Zwangsmittel muß in einem ange- 
messenen Verhältnis zu seinem Zweck stehen. 
Dabei ist das Zwangsmittel möglichst so zu 
bestimmen, daß der Betroffene und die All- 
gemeinheit am wenigsten beeinträchtigt 
werden. 

§ 10 

Ersatzvornahme 

Wird die Verpflichtung, eine Handlung 
vorzunehmen, deren Vornahme durch einen 
anderen möglich ist (vertretbare Handlung), 
nicht erfüllt, so kann die Vollzugsbehörde 
einen anderen mit der Vornahme der Hand- 
lung auf Kosten des Pflichtigen beauftragen. 

§ 11 

Zwangsgeld 

(1) Kann eine Handlung durch einen 
anderen nicht vorgenommen werden und 
hängt sie nur vom Willen des Pflichtigen ab, 
so kann der Pflichtige zur Vornahme der 
Handlung durch ein Zwangsgeld angehalten 
werden. Bei vertretbaren Handlungen kann 
es verhängt werden, wenn die Ersatzvor- 
nahme untunlich ist, besonders, wenn der 
Pflichtige außerstande ist, die Kosten zu 
tragen, die aus der Ausführung durch einen 
anderen entstehen. 

(2) Das Zwangsgeld Ist auch zulässig, wenn 
der Pflichtige der Verpflichtung zuwider- 
handelt, eine Handlung zu dulden oder zu 
unterlassen. 

(3) Die Höhe des Zwangsgeldes beträgt 
drei bis zweitausend Deutsche Mark. 


§ 8 


örtliche Zuständigkeit 


Muß eine Zwangsmaßnahme außerhalb des 
Bezirks der Vollzugsbehörde vollzogen wer- 
den, so hat die entsprechende Behörde des Be- 
zirks, in dem sie ausgeführt werden soll, auf 
Ersuchen der Vollzugsbehörde den Verwal- 
tungszwang durchzuführen. 


§ 12 

Unmittelbarer Zwang 

Führt die Ersatzvornahme oder das 
Zwangsgeld nicht zum Ziel oder sind sie un- 
tunlich, so kann die Vollzugsbehörde den 
Pflichtigen zur Handlung, Duldung oder 
Unterlassung zwingen oder die Handlung 
selbst vornehmen. 


S 9 

Zwangsmittel 

(1) Zwangsmittel sind: 
a) Ersatzvornahme (§ 10), 


§ 13 


Androhung der Zwangsmittel 

(1) Die Zwangsmittel müssen, außer, wenn 
sie sofort angewendet werden können (§ 6 
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Abs. 2), sdiriftllch angedroht werden. Hier- 
bei ist für die Erfüllung der Verpflichtung 
eine angemessene Frist zu bestimmen, inner- 
halb der der Vollzug dem Pflichtigen billiger- 
weise zugemutet werden kann. 

(2) Die Androhung kann mit dem Ver- 
waltungsakt verbunden werden, durch den die 
Handlung, Duldung oder Unterlassung auf- 
gegeben wird. Sie soll mit ihm verbunden 
werden, wenn der sofortige Vollzug ange- 
ordnet oder den Rechtsmitteln keine auf- 
schiebende Wirkung beigelegt ist. 

(3) Die Androhung muß sich auf ein be- 
stimmtes Zwangsmittel beziehen. Unzulässig 
ist die gleichzeitige Androhung mehrerer 
Zwangsmittel und die Androhung, mit der 
sich die Vollzugsbehörde die Wahl zwischen 
mehreren Zwangsmitteln vorbehält. 

(4) Soll die Handlung auf Kosten des 
Pflichtigen (Ersatzvornahme) ausgeführt wer- 
den, so ist in der Androhung der Kosten- 
betrag vorläufig zu veranschlagen. Das Recht 
auf Nachforderung bleibt unberührt, wenn 
die Ersatzvornahme einen höheren Kosten- 
aufwand verursacht. 

(5) Der. Bet rag des Zwangsgeldes ist in be- 
stimmter Höhe anzudrohen. 

(6) Die Zwangsmittel können auch neben 
einer Strafe oder Geldbuße angedroht und so 
oft wiederholt und hierbei jeweils erhöht 
oder gewechselt werden, bis die Verpflich- 
tung erfüllt ist. Eine neue Androhung ist 
erst dann zulässig, wenn das zunächst ange- 
drohte Zwangsmittel erfolglos ist. 

(7) Die Androhung ist zuzustellen. Dies 
gilt auch dann, wenn sie mit dem zugrunde 
liegenden Verwaltungsakt verbunden ist und 
für ihn keine Zustellung vorgeschrieben ist. 


(2) Leistet der Pflichtige bei der Ersatzvor- 
nahme oder bei unmittelbarem Zwang Wi- 
derstand, so kann dieser mit Gewalt ge- 
brochen werden. Die Polizei hat auf Verlan- 
gen der Vollzugsbehörde Amtshilfe zu 
leisten. 

(3) Der Vollzug ist einzustellen, sobald 
sein Zwech erreicht ist. 

§ 16 

Ersatzzwangshaft 

(1) Ist das Zwangsgeld uneinbringlich, so 
kann das Verwaltungsgericht auf Antrag der 
Vollzugsbehörde naA Anhörung des PfliA- 
tigen durA BesAluß Ersatzzwangshaft an- 
ordnen, wenn bei Androhung des Zwangs- 
geldes hierauf hingewiesen worden ist. Das 
GrundreAt des Artikels 2 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes wird insoweit eingesAränkt. 

(2) Die Ersatzzwangshaft beträgt min- 
destens einen Tag, höAstens zwei WoAen. 

(3) Die Ersatzzwangshaft ist auf Antrag 
der Vollzugsbehörde von der Justizverwal- 
tung na A den Bestimmungen zu vollstreAen, 
die für die VollstreAung der Zeugniszwangs- 
haft (§ 390 der Zivilprozeßordnung) gelten. 

S 17 

Vollzug gegen Behörden 

Gegen Behörden des Bundes (§ 1 Abs. 1) 
und der Länder, ebenso gegen Gemeinden 
und Gemeindeverbände sind Zwangsmittel 
unzulässig, soweit niAt etwas anderes be- 
stimmt ist. 


§ 14 


§ 18 


‘ Festsetzung der Zwangsmittel 


ReAtsmittel 


Wird die VerpfliAtung innerhalb der 
Frist, die in der Androhung bestimmt ist, 
niAt erfüllt, so setzt die Vollzugsbehörde 
das Zwangsmittel fest. Bei sofortigem Voll- 
zug (§ 6 Abs. 2) fällt die Festsetzung weg. 


§ 15 


Anwendung der Zwangsmittel 

(1) Das Zwangsmittel wird naA der Fest- 
setzung angewendet. 


(1) Gegen die Androhung eines Zwangs- 
mittels sind die ReAtsmittel gegeben, die 
gegen den Verwaltungsakt zulässig sind, 
dessen DurAsetzung erzwungen werden soll. 
Ist die Androhung mit dem zugrunde liegen- 
den Verwaltungsakt verbunden, so erstreAt 
siA das ReAtsmittel zugleiA auf den Ver- 
waltungsakt, soweit er niAt bereits Gegen- 
stand eines ReAtsmittel- oder geriAtliAen 
Verfahrens ist. Ist die Androhung niAt mit 
dem zugrunde liegenden Verwaltungsakt ver- 
bunden und ist dieser unanfeAtbar ge- 
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worden, so kann die Androhung nur soweit 
angefoditen werden, als eine Rechtsverletzung 
durch die Androhung selbst behauptet wird. 

(2) Wird ein Zwangsmittel ohne voraus- 
gehenden Verwaltungsakt angewendet (§ 6 
Abs. 2), so sind hiergegen die Rechtsmittel zu- 
lässig, die gegen Verwaltungsakte allgemein 
gegeben sind. 


DRITTER ABSCHNITT 
Kosten 
§ 19 

Kosten im allgemeinen 

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Ge- 
setz werden Kosten, Gebühren und Auslagen 
erhoben. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, durch Rechts Verordnung eine 
Kostenordnung zu erlassen. 


VIERTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 20 

Außerkrafttreten früherer Bestimmungen 

Soweit die Vollstreckung in Bundesgesetzen 
abweichend von diesem Gesetz geregelt ist, 
sind für Behörden (§ 1 Abs. 1) außer nach 
§ 1 Abs. 3 die Bestimmungen dieses Gesetzes 
anzuwenden. 

§ 21 
Berlin 

Dieses Gesetz und die zu ihm erlassenen 
Durchführungsverordnungen und allgemei- 
nen Verwaltungs Vorschriften gelten auch in 
Berlin, wenn das Land Berlin nach Artikel 87 
Abs. 2 seiner Verfassung die Anwendung 
dieses Gesetzes beschließt. 

§ 22 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am . . . . . . . . 
in Kraft. 


Begründung 


1. Allgemeines 

1 . 

Das Reichsrecht kannte eine Regelung des 
V erwaltungszwangsverf ahrens zur Beitrei- 
bung von Geldforderungen nur für zwei 
Teilgebiete. Leistungen, die durch Steuer- 
gesetz geschuldet wurden, konnten von den 
zuständigen Finanzbehörden nach den Be- 
stimmungen der Reichsabgabenordnung 
(§§ 325 — 381) und der zu ihr ergangenen 
Beitrfeibungsordnung vom 23. Juni 1923 
(RMBl. S. 595) in der Fassung der Verord- 
nungen vom 21. Dezember 1923 (RGBl. I 
S. 1238) und vom 19. Januar 1927 (RMBl. 
S. 23) ohne Inanspruchnahme der Gerichte im 
Verwaltungswege beigetrieben werden. So- 
dann konnten die Gerichtskassen Leistungen, 
die der Justiz geschuldet wurden, nach der 
Justizbeitreibungsordnung vom 11. März 
1938 (RGBl. I S. 298) im Verwaltungswege 
beitreiben. 


Für Leistungen, die sich nicht aus Steuer- 
gesetzen ergeben und die nicht zum Bereich 
der Justiz gehören, unterblieb eine allgemeine 
gesetzliche Regelung des Verwaltungszwangs- 
verfahrens zur Beitreibung von Geldforde- 
rungen. Nur in einzelnen Gesetzen wurde 
bestimmt, daß die Beitreibungsvorschriften 
der Reichsabgabenordnung entsprechende 
Anwendung finden. Eine solche Regelung 
enthielten z. B. das Erstattungsgesetz vom 
18. April 1937 (RGBl. I S. 461) nebst Durch- 
führungsverordnung vom 17. Dezember 
1937 (RGBl. I S. 1388), § 26 des Gesetzes 
über die Zwangsanleihe vom 20. Juli 1922 
(RGBl. I S. 601, §§ 114, 148 des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol vom 8. April 
1922 (RGBl. I S. 405), §§ 9, 12 Abs. 1, § 17 
des Süßstoffgesetzes vom 8. April 1922 
(RGBl. I S. 390) und §§ 13, 14 der Aus- 
führungsbestimmungen über die Außen- 
handelskontrolle vom 8. April 1920 (RGBl. 
S. 500). 
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An dieser Rechtslage ist bisher nichts geändert 
worden. Es gibt daher gegenwärtig keine all- 
gemeine bundesrechtliche Regelung des Ver- 
waltungszwangsverfahrens zur. Beitreibung 
von Geldforderungen. Die Bundesbehörden 
haben sich angesichts dieser Gesetzeslücke bei 
der Vollstreckung der ihnen zustehenden 
öffentlich-rechtlichen Geldforderungen, die 
sich nicht aus Steuergesetzen ergeben und die 
nicht zum Bereich der Justiz gehören, da- 
durch zu helfen gesucht, daß sie die Lei- 
stungen, die ihnen geschuldet werden, von 
den Vollstreckungsbehörden der Länder im 
Wege der Amtshilfe beitreiben lassen. Dieser 
Weg hat aber wegen der Unübersichtlichkeit 
und Verschiedenartigkeit der in Frage kom- 
menden landesrechtlichen Bestimmungen zu 
Schwierigkeiten geführt. Deshalb sind manche 
Bundesbehörden auch dazu übergegangen, 
die öffentlich-rechtlichen Geldforderungen, 
die ihnen geschuldet werden, vor den ordent- 
lichen Gerichten einzuklagen und die Titel, 
die sie auf diese Weise erlangen, nach den 
Bestimmungen der Zivilprozeßordnung zu 
vollstrecken. Dieser Weg bedeutet eine nicht 
unerhebliche Erschwerung der Beitreibung 
und führt zu einer starken Belastung der Ge- 
richte und Verwaltungsbehörden. 

2 . 

Für den Verwaltungszwang zur Durch- 
setzung von Flandlungen, Duldungen und Un- 
terlassungen gibt es gegenwärtig gleichfalls 
keine allgemeine bundesrechtliche Regelung. 
Nach herrschender Auffassung, ist die Voll- 
streckungsbefugnis ein der Verwaltung inne- 
wohnendes Recht, dessen Ausübung unab- 
hängig von dem Vorhandensein einer be- 
sonderen gesetzlichen Grundlage ist (vgl. An- 
schütz, Verw.-Arch. 1, 446). Was eine Be- 
hörde auf Grund ihrer gesetzlichen Voll- 
macht anordnen kann, muß sie auch er- 
zwingen können, nötigenfalls mit physischer 
Gewalt. Indessen bestehen weitgehende Un- 
klarheiten über den Umfang des Verwal- 
tungszwanges. Deshalb hat es der Landes- 
gesetzgeber für unabweisbar notwendig ge- 
halten, den Verwaltungszwang gesetzlidi zu 
regeln (so §§ 55 — 57 des Preußischen Polizei- 
verwaltungsgesetzes vom 1. Juni 1931 — 
Gs. S. 77 — und §§ 147—168 der Landes- 
verwaltungsordnung für Thüringen vom 
10. Juni 1926). Diese Unklarheiten sind auch 
im Bereich der Bundesverwaltung überaus 
störend in Erscheinung getreten. Deshalb ist 
es geboten, vor allem auch im Flinblick auf 
die Sicherstellung der rechtsstaatlichen Forde- 


rungen bei der Durchführung des Verwal- 
tungszwanges, dieses Rechtsgebiet bundes- 
gesetzlich zu regeln. 

3. 

Der vorstehende Entwurf sucht die oben be- 
zeichneten Gesetzeslücken zu schließen. Er 
ist in vier Abschnitte gegliedert. 

a) Der erste Abschnitt behandelt die Voll- 
streckung wegen Geldforderungen des Bun- 
des und der bundesunmittelbaren Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts. In 
ihm ist aus Gründen der Gesetzesökonomie 
davon abgesehen worden, eine abschließende 
eigenständige Regelung des Verwaltungs- 
zwangsverfahren vorzunehmen. Der Entwurf 
beschränkt sich vielmehr im wesentlichen 
darauf, zu bestimmen, wegen welcher Forde- 
rungen die Beitreibung im Verwaltungs- 
zwangsverfahren zulässig ist, wer als Schuld- 
ner in Anspruch genommen und unter 
welchen Voraussetzungen das Verwaltungs- 
zwangsverfahren eingeleitet werden kann. 
In organisatorischer Beziehung sucht er der 
Möglichkeit vorzubeugen, daß sich eine Bun- 
desverwaltung einen eigenen Vollzugsapparat 
zulegt, ohne daß hierfür ein dringendes Be- 
dürfnis besteht. Deshalb dürfen Bundesbe- 
hörden nur im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister des Innern als Beitreibungsbe- 
hörden bestimmt werden. Im übrigen soll das 
Verwaltungszwangsverfahren von den Be- 
hörden der Bundesfinanzverwaltung nach den 
Bestimmungen der Reichsabgabenordnung 
durchgeführt werden. Auf diese Weise wird 
der eingespielte Vollstreckungsapparat der 
Bundesfinanzverwaltung auch für die Voll- 
streckung von Ansprüchen der übrigen 
Dienststellen des Bundes nutzbar gemacht. 
Daneben ist es nach wie vor möglich, die 
Vollstreckung durch die zuständigen Ver- 
waltungsbehörden der Länder oder Voll- 
streckungsorgane der ordentlichen Gerichte, 
insbesondere die Gerichtsvollzieher, Im Wege 
der Amtshilfe vornehmen zu lassen. 

b) Im zweiten Abschnitt ist der Verwaltungs- 
zwang zur Durchsetzung von Handlungen, 
Duldungen und Unterlassungen geregelt. In- 
soweit folgt der Entwurf in seinen Grund- 
sätzen im wesentlichen bewährten landes- 
gesetzlichen Regelungen, wie sie z. B. im 
Preußischen Polizeiverwaltungsgesetz ent- 
halten sind und auch Im Gesetz über die Ver- 
waltung der Ordnungsbehörden und der 
Polizei im Lande Niedersachsen vom 21. März 
1951 (GVBl. S. 79) wiederkehren. 



c) Der dritte Abschnitt enthält die Kosten- 
regelung. 

d) Der vierte Abschnitt bringt die Über- 
gangs- und Schlußbestimmungen. 

4. 

Bei Ausarbeitung dieses Gesetzentwurfs war 
die Frage zu prüfen, ob das Vollstreckungs- 
schutzrecht in ihn einzuarbeiten ist. 

Der Bundesrat hatte in seiner 79. Sitzung 
am 29. Februar 1952 zu dem Entwurf eines 
Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Zwangsvollstreckung die folgende Ent- 
schließung gefaßt; 

„Die Vollstreckungsschutzbestimmungen 
des Verwaltungszwangsverfahrens be- 
dürfen der Anpassung an die durch den 
vorliegenden Entwurf geänderten Be- 
stimmungen der Zivilprozeßordnung. 
Die Bundesregierung wird deshalb ge- 
beten, den Entwurf eines Gesetzes vor- 
zulegen, durch das die Vollstreckungs- 
schutzbestimmungen für das Verwal- 
tungszwangsverfahren tnsoweit derr 
Vollstreckungsschutzbestimmungen der 
Zivilprozeßordnung angepaßt werden, 
als das Verwaltungszwangsverfahren 
bundesrechtlich geregelt ist." 

Es ist davon abgesehen worden, die vom Bun- 
desrat gewünschte Anpassung der Vollstrek- 
kungssdiutzbestimmungen des Verwaltungs- 
zwangsverfahrens in diesem Gesetz vorzu- 
nehmen, und zwar aus folgenden Gründen: 

a) Der vorliegende Entwurf regelt das Ver- 
waltungszwangsverfahren nicht durch 
eigene Vorschriften, sondern er verweist 
insoweit auf die Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung (§ 5). Es wäre deshalb 
systemwidrig gewesen, diesem Entwurf 
Vorschriften über den Vollstreckungs- 
schutz anzufügen, 

b) Die Reichsabgabenordnung ihrerseits 
(§ 350) verweist bezüglich des Vollstrek- 
kungsschutzrechts im allgemeinen auf die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
(§§ 811 — 813). § 369 der Reichsabgaben- 
ordnung ist durch das Gesetz vom 
22. April 1952 (BGBl. I S. 247/8) Ar- 
tikel 2 unmittelbar geändert worden. Da- 
mit ist der Gleichklang mit der Zivilpro- 
zeßordnung in der Fassung des Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Zwangsvollstreckung im wesentlichen her- 


gestellt. Soweit in gewisser Hinsicht, noch 
Abweichungen bestehen (§ 776 a ZPO), 
werden sie bei Änderung der Reichsab- 
gabenordnung beseitigt werden. 

IL Die Bestimmungen im einzelnen 
Zu § 1: 

In dieser Bestimmung wird der sachliche Gel- 
tungsbereich des Gesetzes festgelegt. Danach 
soll es sich beschränken; 

1. Auf die Bundesverwaltung. 

Der Bund hat keine Gesetzgebungszustän- 
digkeit, die Vollstreckung in der Verwal- 
tung ganz allgemein auch im Länderbereich 
zu regeln. 

2. Auf öffentlich-rechtliche Geldforderungen. 
Insoweit ist.yon einer Aufzählung der in 
Frage kommenden öffentlichen An- 
sprüche abgesehen worden. Der Entwurf 
enthält vielmehr für die Zulässigkeit des 
Verwaltungszwangsverfahrens die General- 
klausel entsprechend der Regelung für die 
Zuständigkeir der Verwakungsg^rlchte^ 

Zu den öffentlich-rechtlichen Geldforde- 
rungen gehören insbesondere Gebühren- 
forderungen, weiterhin Ansprüche auf 
Rückzahlung zu Unrecht bewirkter Lei- 
stungen nach dem Soforthilfegesetz, Buß- 
gelder, Zwangsgelder und Kosten der Er- 
satzvornahme. 

In die Regelung des § 1 konnten nicht alle 
öffentlich-rechtlichen Geldforderungen ein- 
bezogen werden, es mußten vielmehr die- 
jenigen öffentlich-rechtlichen Geldforde- 
rungen ausgenommen werden, die ent- 
weder als Parteistreitigkeiten vor den Ver- 
waltungsgerichten verfolgt werden müssen 
oder für die ein anderer Rechtsweg als der 
Verwaltungsrechtsweg begründet ist. Bei 
diesen Forderungen bestimmt sich die 
Vollstreckung nach den Vorschriften, die 
für die Vollstreckung der in dem betref- 
fenden Verfahren erwirkten Titel gelten. 

Zu § 2: 

Diese Bestimmung geht im allgemeinen auf 
§ 7 der Beitreibungsordnung zurück. 

Zu § 3: 

Im Verwaltungszwangsverfahren gibt es 
keine Vollstreckungstitel, es wird vielmehr 
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durch Vollstreckungsanordnung der Behörde 
eingeleitet. 

Die Vollstreckungsanordnung darf nur dann 
erlassen werden, wenn der Schuldner einen 
Leistungsbescheid erhalten hat und die For- 
derung fällig ist. Als Sollvorschrift ist auch 
eine besondere Mahnung vorgesehen, weil 
sich erfahrungsgemäß viele Zwangsvollstrek- 
kungen erübrigen würden, wenn die Behörde 
den Schuldner vor Einleitung des Vollstrek- 
kungsverfahrens an die Erfüllung seiner Ver- 
bindlichkeit mahnte. In Fällen besonderer 
Dringlichkeit ist es möglich, den Arrest nach 
§§ 378 ff. RAO auszubringen und auf Grund 
des Arrestes zu vollstrecken. 

Zu § 4: 

Eigene Vollstreckungsbehörden sind nur für 
die Bundespostverwaltung und die Bundes- 
verkehrsverwaltung in Aussicht genommen. 
Die Bunidespostverwaltung besitzt bereits 
jetzt auf Grund der Vorschriften des Post- 
gesetzes solche Vollstreckungsbehörden. Bei 
der Bundesverkehrsverwaltung erscheint die 
Bestimmung von Behörden zu Vollstrek- 
kungsbehörden mit Rücksicht auf die große 
Zahl der in dieser Verwaltung vorkommen- 
den Vollstreckungsfälle notwendig. 

Im übrigen soll die Vollstreckung den Haupt- 
zollämtern übertragen werden. 

Außerdem sollen Vollstreckungshandlungen, 
wie bisher, den zuständigen Behörden der 
Landesverwaltungen und den Vollstreckungs- 
organen der Gerichte, insbesondere dem Ge- 
richtsvollzieher, im Wege der Amtshilfe über- 
tragen werden können. Die Rechtsgrund- 
lage hierfür ist Artikel 35 GG. 

Zu § 5: 

Der Erlaß noch anderer Vollstreckungsvor- 
schriften, als sie in §§ 1 — 4 des Entwurfs 
vorgesehen sind, für das Verwaltungszwangs- 
verfahren zur Vollstreckung wegen Geld- 
forderungen des Bundes und der bundesun- 
mittelbaren juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts soll aus Gründen der Gesetzes- 
ökonomie dadurch vermieden werden, daß 
im übrigen auf die Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung über die Beitreibung ver- 
wiesen wird. Eine solche Bezugnahme ist des- 
halb besonders naheliegend, weil die Voll- 
streckung regelmäßig den Hauptzollämtern 
obliegen wird. 


Zu § 6: 

Der Verwaltungszwang zur Durchsetzung 
von Handlungen, Duldungen oder Unter- 
lassungen soll grundsätzlich nur zulässig sein, 
soweit es sich um den Vollzug von Verwal- 
tungsakten handelt. In der Verwaltung gibt 
es immer Fälle, in denen sofort gehandelt 
werden muß, ohne daß es möglich ist, erst 
einen Verwaltungsakt zu setzen oder eine 
verwaltungsgerichtliche Entscheidung zu er- 
wirken. Für solche unaufschiebbaren Fälle 
ist vorgesehen, daß der Verwaltungszwang 
auch sofort ausgeübt werden kann. Die Ver- 
waltung soll jedoch dadurch keine General- 
ermächtigung für Eingriffe aller Art er- 
halten. Der sofortige Zwang soll deshalb nur 
zulässig sein, wenn die Behörde im Rahmen 
ihrer gesetzlichen Befugnisse tätig wird, sie 
also einen Verwaltungsakt hätte setzen 
können, wenn nicht ein sofortiges Handeln 
geboten wäre. 

Zu § 7: 

Der Verwaltungsvollzug soll grundsätzlich 
der Behörde obliegen, die den Verwaltungs- 
akt gesetzt hat. Dies werden im allgemeinen 
die Behörden der untersten Verwaltungsstufe 
sein. Um zu vermeiden, daß bei einer an- 
deren Regelung der Zuständigkeit eine Be- 
hörde der höheren oder obersten Verwal- 
tungsstufe tätig wird (z. B. bei ministeriellen 
Verwaltungsakten), ist vorgesehen, daß der 
Vollzug den Behörden der untersten Verwal- 
tungsstufe übertragen werden kann. Die 
unteren Verwaltungsbehörden sollen auch im 
Falle des sofortigen Zwanges zuständig sein. 

Zu § 8: 

Diese Regelung entspricht den allgemeinen 
Zuständigkeitsregelungen. 

Zu §§ 9 bis 12: 

Das Zwangsmittelsystem des Entwurfs ent- 
spricht im allgemeinen dem Rechtszustand, 
wie er in Deutschland gegenwärtig in fast 
allen Ländern besteht. Hierbei ist auf klar 
umrissene Begriffsbestimmungen besonderer 
Wert gelegt worden, um sicherzustellen, daß 
der Vollzug rechtsstaatlichen Grundsätzen 
entspricht. 

Zu §§ 13 bis 15: 

Auch die Bestimmungen über Androhung, 
Festsetzung und Anwendung der Zwangs- 
mittel bringen grundsätzlich nicht Neues. 
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Zu S 16: 

Die Ersatzzwangshaft ist auch in einem 
Rechtsstaat ein nicht zu entbehrendes 
Zwangmittel, wenn das Zwangsgeld unein- 
bringlich ist. 

Bei der Ausgestaltung der Bestimmung ist 
den Erfordernissen des Grundgesetzes Rech- 
nung getragen worden. 

Zu § 17: 

Der Vollzug gegen Behörden soll ausge- 
schlossen sein, weil es widersinnig und mit 
dem Ansehen der Behörden nicht vereinbar 
erscheint, wenn eine Behörde gegen eine 
andere vollstreckt. 

Zu § 18: 

Bei der Rechtsmittel regelung ist besonderer 
Wert darauf gelegt worden, daß bei der Ein- 
legung von Rechtsmitteln nach diesem Ge- 


setz derselbe Rechtsmittelzug stattfindet, der 
gegen den zugrunde liegenden Verwaltungsakt 
gegeben ist. Auf diese Weise soll eine Doppel- 
gleisigkeit im Rechtsmittelverfahren ausge- 
schlossen werden. 

Die Festsetzung eines Zwangsmittels und der 
Vollzug selbst können nicht als Verwaltungs- 
akte angesehen werden, so daß es sich er- 
übrigt, hier Rechtsmittel vorzusehen. Fehler, 
die insoweit Vorkommen können, müssen im 
Dienstaufsichtswege berichtigt werden. 

Einer Regelung des Rechtsweges vor den Ver- 
waltungsgerichten bedurfte es nicht, weil sich 
dieser nach den bestehenden Verwaltungs- 
gerichtsgesetzen bestimmt. 

Zu § 19: 

Die Kosten- und Gebührenregelung im ein- 
zelnen ist in die Durchführungsverordnung 
verwiesen, um das Gesetz mit diesen Be- 
stimmungen nicht unnötig zu belasten. 


BUNDESRAT Anlage 2 

Änderungsvorschläge 

zu dem Entwurf eines Verwaltungs-Vollstredcungsgesetzes (VwVG.) 


1. In § 1 Abs. 1 wird der Klammerzusatz 
„(Behörden)“ gestrichen. 

Begründung: 

Nach dem Sprachgebrauch ist der Aus- 
druck „Behörden“ hier nicht zutreffend. 

2. In § 3 werden die Absätze 3 und 4 ge- 
strichen. 

Begründung: 

Die in den gestrichenen Absätzen ent- 
haltenen Vorschriften sollten nicht ins 
Gesetz, sondern in eine Verwaltungsan- 
ordnung aufgenommen werden. 

3. In § 5 werden hinter den Worten: „rich- 
ten sich“ die Worte; „im Falle des § 4“ 
und folgender neuer Absatz 2 eingefügt; 


„(2) Wird die Vollstreckung im 
Wege der Amtshilfe von Organen der 
Länder vorgenommen, so ist sie nach 
landesrechtlichen Bestimmungen durch- 
zuführen.“ 

Begründung: 

Die Einfügungen sollen der Klarstellung 
dienen. 

4. § 6 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt; 

„(1) Der Verwaltungsakt, der auf 
die Herausgabe einer Sache oder auf 
die Vornahme einer Handlung oder 
auf Duldung oder Unterlassung ge- 
richtet ist, kann mit den Zwangs- 
mitteln nach § 9 durchgesetzt werden, 
wenn er unanfechtbar ist oder wenn 
sein sofortiger Vollzug angeordnet 
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oder wenn dem Rechtsmittel keine 
aufschiebende Wirkung beigelegt ist.“ 

Begründung: 

Redaktionelle Änderung, die zum Teil 
aus der Streichung des Klammerzusatzes 
in § 1 Abs. 1 folgt. 

5. In § 6 Abs. 2 werden die Worte: „zur 
Sicherung oder zum Schutze der Verwal- 
tung oder“ gestrichen. 

Begründung: 

Die Begriffe „zur Sicherung oder zum 
Schutze der Verwaltung“ sind nicht ge- 
nügend abgegrenzt, um Mißbräuche zu 
verhindern. 

6. § 7 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein Verwaltungsakt wird von 
der Behörde vollzogen, die ihn er- 
lassen hat; sie vollzieht auch Be- 
schwerdeentscheidungen. “ 

Begründung: 

Klarere Fassung der im Entwurf mißver- 
ständlichen Bestimmung. 

7. § 7 Abs. 2 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(2) Die Behörde der untersten 
Verwaltungsstufe kann für den Einzel- 
fall oder allgemein mit dem Vollzug 
beauftragt werden.“ 

Begründung: 

Aus Gründen der Praxis sollte die alleinige 
Zuständigkeit der Behörde der untersten 
Verwaltungsstufe nicht im Gesetz fest- 
gelegt werden. Die Möglichkeit der Dele- 
gation an die Behörde der untersten Ver- 
waltungsstufe muß jedoch jederzeit ge- 
geben sein. 

8. a) In § 8 wird das Wort: „Behörde“ er- 

setzt durch das Wort: „Bundes- 
behörde“. 

Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

b) In §8 wird weiterhin das Wort: „voll- 
zogen“ ersetzt durch das Wort: „aus- 
geführt“. 

Begründung: 

Redaktionelle Änderung. 


9. a) § 13 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt 
gefaßt: 

„(1) Die Zwangsmittel müssen, 
wenn sie nicht sofort angewendet 
werden können . . . ,“ 

b) im Satz 2 wird das Wort: „ange- 
messen“ gestrichen. 

Begründung: 

Redaktionelle Verbesserungen. 

10. In § 15 Abs. 1 wird das Wort: „nach“ 
durch das Wort: „gemäß“ ersetzt. 

Begründung: 

Redaktionelle Änderung. 

11. a) In § 16 in Überschrift und in Absatz 1 

und 2 wird das Wort: „Ersatzzwangs- 
haft“ durch das Wort: „Zwangshaft“ 
ersetzt. 

b) In § 16 Abs. 1 Satz 2 wird das Zitat 
des Grundgesetzes wie folgt gefaßt: 

„. . . des Artikels 2 Absatz 2 Satz 2 
des Grundgesetzes“. 

Begründung: 

Redaktionelle Änderung. 

12. § 16 Abs. 3 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(3) Die Zwangshaft ist auf Antrag 
der Vollzugsbehörde von der Justiz- 
verwaltung nach den Bestimmungen 
der *§§ 904 bis 911 der Zivilprozeß- 
ordnung zu vollstrecken.“ 

Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung, da 
der bisher zitierte § 390 ZPO Verwei- 
sungen enthält. 

13. § 17 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Gegen Behörden und juristische 
Personen des öffentlichen Rechts, des 
Bundes und der Länder sind Zwangs- 
mittel unzulässig, soweit nicht etwas 
anderes bestimmt ist.“ 

Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

14. § 18 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 
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Begründung: 

Die Vorschrift ist rechtlich bedenklich, 
weil sie denjenigen, der nur die Andro- 
hung eines Zwangsmittels anfechten will, 
dazu zwingt, die Anfechtung auch auf 
den Verwaltungsakt zu erstrecken. Eine 
solche Regelung widerspricht der Prozeß- 
ökonomie. 

Soweit der Satz lediglich besagen will, daß 
bei gleichzeitiger Anfechtung eines Ver- 
waltungsaktes und der mit ihm ver- 
bundenen Androhung eines Zwangs- 
mittels derselbe Rechtsmittelzug mit den 
gleichen Fristen usw. gegeben ist, ist er 
überflüssig, denn dies folgt schon aus ^18 
Abs. 1 Satz 1. 

15. In § 19 Abs. 1 werden die Worte: „Ge- 
bühren und Auslagen“ in Klammern ge- 
setzt. 

Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung. Der 
Begriff „Kosten“ umfaßt als Oberbegriff 
Gebühren und Auslagen. 

16. In § 19 Abs. 2 werden hinter dem Wort: 
„Rechtsverordnung“ eingefügt die Worte: 
„mit Zustimmung des Bundesrates“. 


Begründung: 

Es handelt sich um ein Zustimmungs- 
gesetz, infolgedessen bedarf nach Art. 80 
Abs. 2 des GG die Rechtsverordnung der 
Zustimmung des Bundesrates. 

17. § 20 wird wie folgt gefaßt: 

„Soweit die Vollstreckung in 
Bundesgesetzen abweichend von die- 
sem Gesetz geregelt ist, sind für 
Bundesbehörden und bundesunmittel- 
bare juristische Personen des öffent- 
lichen Rechts die Bestimmungen dieses 
Gesetzes anzuwenden; § 1 Abs. 3 
bleibt unberührt.“ 

Begründung: 

Die redaktionelle Neufassung ist als Folge 
der zu § 1 Abs. 1 beschlossenen Änderung 
notwendig geworden. 

18. § 21 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe 
der §§ 13 und 14 des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin im 
Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 — Bundesgesetzbl. I S. 1 — auch 
im Lande Berlin.“ 

Begründung: 

Neufassung der üblichen Berlin-Klausel. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zum Entwurf eines 
Verwaltungs -Vollstreckungsgesetzcs (VwVG.) 


Die Bundesregierung stimmt den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates mit Aus- 
nahme der Vorschläge unter Nr. 7 und 16 zu. 
Bei den Änderungsvorschlägen Nr. 1 bis 4, 
6, 8 bis 13, 15, 17 und 18 handelt es sich um 
redaktionelle Verbesserungen und Klar- 
stellungen. 

Die Änderungsvorschläge Nr. 5 und 14 er- 
scheinen sachlich unbedenklich. 

Gegen den Änderungsvorschlag Nr. 7 wer- 
den Einwendungen nicht erhoben, es werden 
jedoch an die Stelle der Worte „Behörde der 
untersten Verwaltungsstufe besser die 
Worte zu setzen sein: „Behörde der unteren 
V erwaltungsstufe" . 

Der Bundesrat entnimmt seine Auffassung, 
daß es sich bei dem Gesetz um ein Zustim- 
mungsgesetz handele (Nr. 16 der Abände- 
rungsvorschläge), insbesondere den § 15 
Abs. 2 Satz 2 und § 16 Abs. 3 des Entwurfs, 
die Bestimmungen über eine Amtshilfe von 


Landesbehörden enthalten. Im Hinblick dar- 
auf, daß sich die Verpflichtung zur Amtshilfe 
bereits aus Art. 35 GG ergibt, kann allein 
daraus, daß ein Gesetz eine Amtshilfepflicht 
enthält, die Zustimmungsbedürftigkeit nicht 
hergeleitet werden. Nun beschränkt sich 
allerdings § 16 Abs. 3 des Entwurfs nicht 
darauf, die Amtshilfepflicht als solche vor- 
zusehen, sondern in ihm wird darüber hinaus 
bestimmt, in welchem Verfahren die Landes- 
behörden tätig zu werden haben. Es ersdieint 
jedoch sehr zweifelhaft, ob dies dem Bundes- 
rat Anlaß geben kann, seine Zustimmung 
zum Gesetz zu verlangen. Jedenfalls sollte 
von einer Beteiligung des Bundesrates beim 
Erlaß der Kostenordnung nadi § 19 Abs. 2 
abgesehen werden, da Interessen der Länder 
hier nicht berührt sind. Demzufolge sollte in 
dieser Bestimmung gern. Art. 80 Abs. 2 GG 
nunmehr ausdrücklich vorgesehen werden, 
daß die Kostenordnung nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf. 
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